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1. Einführung 
Die sich in mehr oder weniger regelmäßigen Abständen stellende Frage nach 
den Zukunftsperspektiven der Genossenschaften in Deutschland erfordert na-
hezu zwangsläufig die Auseinandersetzung mit zwei unterschiedlichen Facet-
ten. So stellt sich zum einen die Frage nach den wirtschaftlichen, speziell be-
triebswirtschaftlichen Perspektiven, für die die Genossenschaften – oder im 
engeren Sinne deren Vorstände und Aufsichtsräte – verantwortlich sind. Na-
türlich handelt es sich hierbei nicht allein um eine betriebswirtschaftliche Fra-
gestellung; dafür sind die volkswirtschaftlichen Einflüsse aus dem Rechts-, 
Politik- und Wirtschaftsrahmen viel zu stark, wie sich unübersehbar bei den in 
der Landwirtschaft tätigen Genossenschaften zeigt. Vorständen obliegt aller-
dings die Verpflichtung, innerhalb dieses Rahmens aktiv oder zumindest reak-
tiv ihre Genossenschaften zu führen. 
  Zum anderen stellt sich aber auch die Frage nach den rechtlichen Aspekten, 
die die zukünftige Entwicklung der Genossenschaften fördern oder behindern 
können. Dazu zählt neben den Wirtschafts-, Steuer- und Finanzgesetzen insbe-
sondere auch das Genossenschaftsgesetz, das den originären rechtlichen Rah-
men für alle Unternehmen in der Rechtsform der eingetragenen Genossen-
schaft bildet. Hier wird seit geraumer Zeit darüber diskutiert, inwieweit mit 
dem bestehenden GenG noch ein geeigneter Rahmen für die durchaus hetero-
gen geprägten Genossenschaften besteht. An dieser Stelle sei nur auf die un-
terschiedlichen Organisations-, Kontroll- und Finanzierungserfordernisse von 
Groß- und Kleingenossenschaften verwiesen. 
2.  Bestandsaufnahme: Die jüngste Entwicklung in Zahlen 
Vor diesem Hintergrund bietet es sich aber an, zunächst einmal eine kurze Be-
standsaufnahme durchzuführen, wie denn eigentlich der aktuelle Stand bei den 
Genossenschaften in Deutschland ist. 
  Wie nicht anders zu erwarten, machen sich die aktuellen Tendenzen in der 
Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung auch bei den Genossenschaften 
bemerkbar. So konstatieren Stappel/Henningsen (2003: 6), dass bereits im Jahr 
2002 die Zahl der Genossenschaften in Deutschland um 3,9 % zurückgegan-
gen sei und sie erwarten einen ähnlichen Rückgang auch für das Jahr 2003. 
Ursache hierfür ist einerseits die angespannte wirtschaftliche Lage, die sich in 
hohen Insolvenzzahlen manifestiert
1 und zum Ausscheiden von Unternehmen 
                                           
1  So sind nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (2003a, 2003b) allein im Jahr 
2002 37.579 Unternehmen in die Insolvenz gegangen. Allein für die Zeit von Januar bis 
Mai 2003 waren über 41.000 Insolvenzen zu vermelden, was eine Steigerung im Ver-
gleich zum Vorjahr um mehr als 25% darstellt.    5
aus dem Markt führt. Andererseits machen sich hier die bereits seit längerem 
ersichtlichen Konzentrationstendenzen unter den Genossenschaften bemerk-
bar, die insbesondere bei den Kreditgenossenschaften und den ländlichen Ge-
nossenschaften ungebrochen sind (vgl. Stappel/Henningsen 2003: 6). Stap-
pel/Henningsen (2003: 6) prognostizieren daher auch ein Sinken der Gesamt-
zahl der Genossenschaften auf ca. 8.000.  
Tabelle 1:  Genossenschaftliche Unternehmen 2001 bis 2003 
Jahresende 2001  2002  2003  (Prognose) 
Zahl der Unternehmen  8.668 8.332 8.000
Mitglieder in Tausend  20.064 20.117 20.050
Mitarbeiter  457.100 443.800 428.000
Quelle:  DZ BANK Research und Volkswirtschaft, Stand 29.09.2003, in: Stappel/Henning-
sen (2003: 6). 
Ähnliche Konzentrationstendenzen lassen sich auch bei den Genossenschafts-
verbänden beobachten, wo die Zahl der Regionalverbände auf acht zusam-
mengeschmolzen ist. Abnehmende Bestandszahlen lassen sich auch bei den 
Mitarbeitern und den Mitgliedern von Genossenschaften beobachten. Wäh-
rend für ersteres vermutlich allein wirtschaftliche Gründe verantwortlich sein 
dürften, könnten sich bei der Mitgliederentwicklung auch bereits demographi-
sche Veränderungen oder eine gezielte Abwendung von den Genossenschaften 
bemerkbar machen.   6 
Tabelle 2:  Genossenschaftliche Unternehmen 2002 
  Anzahl Mitglieder  in 
Tausend 
Mitarbeiter 
Genossenschaftsbanken 1.507 15.185 196.081
Kreditgenossenschaften
1) 1.489 15.185 168.950
Zentralbanken 3 - 7.461
Spezial-Verbundinstitute 15 - 19.670
Ländliche Genossen-
schaften 
3.501 863 99.500
Raiffeisen-
Genossenschaften
2) 
2.324 806 39.000
Zentralen 29 - 27.700
Agrargenossenschaften 1.148 57 32.800
Gewerbliche Genossen-
schaften 
1.278 256 101.400
Primärgenossenschaften 1.268 256 88.700
Zentralen 10 - 12.700
Konsumgenossenschaf-
ten 
55 822 15.355
Primärgenossenschaften 54 822 …
Zentralen 1 - …
Wohnungsgenossen-
schaften 
1.991 2.991 21.662
Alle Genossenschaften  8.332 20.117 443.800
3)
1) Einschließlich  Kreditgenossenschaften mit Warengeschäft. 
2) Ohne  Kreditgenossenschaften mit Warengeschäft. 
3) Einschließlich Mitarbeiter genossenschaftlicher Rechenzentralen, Verbände 
und Verlage. 
Quelle:  DZ BANK Research und Volkswirtschaft, Stand 29.09.2003, in: Stappel/Henning-
sen (2003: 8). 
Erste positive Entwicklungen lassen sich aus dem Bereich der Neugründung 
von Genossenschaften berichten. Zwar ist die Zahl der neu gegründeten Ge-
nossenschaften nach wie vor relativ niedrig und reicht keineswegs aus, um die 
durch Marktaustritt oder Fusion ausscheidenden Genossenschaften zu erset-
zen, aber zumindest wird die Genossenschaft seitens potenzieller Gründer 
nicht mehr als „aussterbende Rechtsform“ angesehen. Beispiele für erfolgrei-
che Neugründungen finden sich in der nachfolgenden Übersicht.   7
Tabelle 3:  Erfolgreiche Genossenschaftsneugründungen 
Genossenschaft Sitz  Mitglie-
der 
Grün-
dung 
Abrechnungsinstitut privater...  Hannover  23  1996 
Ärztegenossenschaft Schleswig-
Holstein... 
Bad Segeberg  2.025  2000 
AUTO PLUS Ein- und...  Dresden  16  2001 
CASH! Einkaufs-Contor e.G.  Kiel  30  2000 
connAction e.G.  Hamburg  8  2000 
DEG – Deggendorfer 
Gesundheitsnetz eG 
Deggendorf/Donau 66  2000 
Einkaufsgemeinschaft... Traunstein  53  1998 
Energiegenossenschaft Lieber-
hausen eG 
Lieberhausen etwa  75  1998 
ETC eG Trainings-Centre für 
Europa 
München 14  1999 
Farbrat Wertegemeinschaft eG  Stuttgart  18  1999 
GAT Gemeinschaft Aufzugs-
Technik eG 
Bissendorf 31  1999 
GDM eG  Hamburg  mind. 7  1999 
Gemeinnützige Auftrags- und...  Oschersleben  50  1994 
HörRex HörAkustik eG  Kreuztal bei Siegen  rd. 100  1995 
INNOGEN – Genossenschaft 
für... 
Glonn / Oberbayern  12  1998 
ISC WEST eG  Essen  mind. 7  1999 
ISP Service eG  Stuttgart  10  1999 
Kieferorthopädie Treuhand eG  Augsburg  394  1999 
Kräutergarten Pommerland eG  Pulow (Mecklen-
burg-Vorpommern) 
9 2001 
NATURPLANBAU eG  Reinhardtsgrimma  7  1998 
Pro Image eG  München  20  2001 
Rotter & Co eG  Dresden  7  2000 
SQTM eG  Frankfurt am Main  mind. 7.  2000 
Vakutec Trocknungsanlagenbau 
eG 
Heidenau 8  2001 
VUZ Vereinigung Umfassende 
Zahntechnik... 
Datteln (NRW)  rd. 200  1998 
Wassergenossenschaft Hartau eG Zittau/OT Hartau  186  1995 
Quelle:  http://www.neuegenossenschaften.de/gruendungen/index.php4.   8 
Tabelle 4:  Verteilung der Neugründungen nach Branchen  
Branchenhauptgruppe Neugründungen  1993-2000 
Land- und Forstwirtschaft  36 
Energie 3 
Bau/Baunebengewerbe 11 
Handwerk 5 
Handel 10 
Verkehr 12 
EDV/Medien 9 
Gesundheitswesen 33 
Privatisierung kommunaler Aufgaben  22 
Gemeinnützige Wirtschaft  5 
Dienstleistun-
gen/Bildung/Versicherungen/Sonstige 
15 
Gesamt 161 
Quelle:  Horsthemke (2003: 24-29). 
Ansatzpunkte für die Neugründung von Genossenschaften finden sich dabei in 
durchaus unterschiedlichen Bereichen. So z. B. an der Schnittstelle zwischen 
Markt und Staat (vgl. z. B. Baumgärtler/Weller 2001; Eisen 2001; Blatter 
2001), bei Rückzug des Staates, in der Bündelung spezieller Unternehmens-
funktionen (klassisch: Beschaffung und Absatz, modern: im Marketing, im 
Qualitätsmanagement) und in der Pflege oder bei den freien Berufen (vgl. En-
gel 2001). 
Insgesamt ergibt sich als Zwischenfazit aus der Bestandsaufnahme das Bild 
eines Wirtschaftssektors, der sehr breit aufgestellt ist und dank der großen 
Mitgliederzahl über einen breiten Rückhalt in der Bevölkerung verfügt. 
Zugleich zeichnen sich allerdings eine relativ geringe Dynamik und eine eher 
schwach ausgeprägte Innovationskraft ab. Hinzu kommen die bekannten orga-
nisationstypischen Aspekte, die in großem Maße Gegenstand wissenschaftli-
cher Forschung sind. 
3.  Auswahlkriterien der nachfolgend betrachteten Genossenschaften 
Bei einem derart umfassend angelegten Thema bleibt angesichts zeitlicher 
Engpässe dem Referenten nur die Möglichkeit der Schwerpunktsetzung. Dies 
eröffnet zugleich allerdings auch die Chance, gezielt auf jene Bereiche einzu-
gehen, bei denen ein besonderes Interesse besteht oder wo sich spezielle Ent-
wicklungen abzeichnen. Diese Auswahlkriterien liegen auch den nachfolgen-
den Schwerpunkten zugrunde – und gehen zugleich einher mit den im Zwi-
schenfazit gezogenen Schlussfolgerungen.   9
  So wurden die Kreditgenossenschaften ausgewählt, weil es sich einerseits 
bei ihnen um die mitgliederstärkste Genossenschaftssparte handelt (15,2 Mio. 
Mitglieder im Jahr 2002 (vgl. Stappel/Henningsen 2003: 38), andererseits der 
Autor ihnen seit geraumer Zeit beruflich verbunden ist. Auch die Produktiv-
genossenschaften wurden aus zwei Gründen ausgewählt: Erstens stehen sie 
seit Franz Oppenheimer (1896)
2 immer wieder in der wissenschaftlich-theore-
tischen Diskussion, zweitens zeigt sich bei ihnen wohl am stärksten ein spezi-
fisch ostdeutscher Beitrag zu Genossenschaftsentwicklung und -diskussion. So 
gibt es derzeit 391 gewerbliche Produktivgenossenschaften sowie 1.148 Ag-
rargenossenschaften (vgl. Stappel/Henningsen 2003: 44, 46), die überwiegend 
in den östlichen Bundesländern beheimatet sind. Ergänzend soll auf einige 
jüngere Genossenschaften eingegangen werden, da sie aufgrund innovativer 
Ansätze gewissermaßen ein Zukunftssignal für die weitere Entwicklung der 
Genossenschaften in Deutschland ausstrahlen. 
4. Kreditgenossenschaften 
4.1. Aktuelle  Herausforderungen 
Die aktuelle wirtschaftliche Lage der Banken in Deutschland ist durch anhal-
tenden Margendruck und steigende Risiken insbesondere im mittelständischen 
Firmenkundenkreditgeschäft gekennzeichnet. Zudem gilt Deutschland bereits 
seit geraumer Zeit als „overbanked“ und parallel dazu wird eine abnehmende 
Kundenloyalität beklagt (vgl. Wanner 2002: 26), die die Steuerung des Bank-
geschäfts erschwert. Vor diesem Hintergrund und angesichts des Umstands, 
dass eine Vielzahl von Wettbewerbern sich um die klassischen Kunden und 
Mitglieder von Genossenschaftsbanken bemüht, stellt sich grundsätzlich die 
Frage nach der Existenzberechtigung und ggf. den Vorzügen der Kreditgenos-
senschaften gleich in dreifacher Hinsicht: Erstens, ob die Genossenschafts-
banken noch als Banken benötigt werden, zweitens, ob man sie noch als Ge-
nossenschaften benötigt, und ggf. drittens, ob man sie in ihrer derzeitigen 
Form benötigt. Im Umkehrschluss ist dies die Frage nach den Zukunftschan-
cen der derzeit bestehenden Genossenschaftsbanken. 
Eine Betrachtung der der Banken- und Genossenschaftslandschaft führt zu 
der Erkenntnis, dass die Genossenschaftsbanken in mehrfacher Hinsicht, aber 
auf sehr unterschiedliche Weise gefordert sind. Nach Ansicht des Verfassers 
stehen dabei mehrere Herausforderungen im Mittelpunkt:
3 
1.  Herausforderung Wettbewerb: Risikomanagement 
2.  Herausforderung Förderauftrag: Mitgliederbindung 
                                           
2   Siehe hierzu Kramer (2003e: 41-56). 
3   Ausführlicher in Kramer (2003b; 2003c).   10 
3.  Herausforderung Verbund: Subsidiarität 
Diese Punkte sollen im Folgenden und ohne Anspruch auf Vollständigkeit ei-
ner kurzen Beleuchtung unterzogen werden. 
4.2.  Herausforderung Wettbewerb: Risikomanagement 
Genossenschaftsbanken stehen unter Wettbewerbsgesichtspunkten vor mehre-
ren Problemen, die es zu lösen gilt. Beispielhaft seien in diesem Zusammen-
hang die relativ niedrigen Provisionserlöse, der Kostendruck durch die hohe 
Filialdichte (vgl. Heismann/Bögler 2002: 20) und vor allem der Wertverzehr 
durch das Bewertungsergebnis, der ca. ein Drittel des Betriebsergebnisses ver-
nichtet (vgl. Kollbach 1997: 143), genannt. Insbesondere letzteres deutet dar-
aufhin, dass die Gestaltung des Risikomanagements von besonderer Bedeu-
tung ist.  
Für ein erfolgreiches Risikomanagement sind umfangreiche Veränderungen 
in den genossenschaftlichen Instituten erforderlich und zwar sowohl hinsicht-
lich der Führungsphilosophie als auch bei der Gesamtbanksteuerung. Dieser 
Wandel in der Führungsphilosophie der Bank betrifft zwei wesentliche Punk-
te: Erstens muss sich abteilungsübergreifend das Bewusstsein durchsetzen, 
dass die Bank sowohl unter Ertrags- als auch unter Risikogesichtspunkten ef-
fizient auszurichten ist. Zweitens ist ein Wandel im Risikodenken erforderlich: 
Während man bis in die jüngste Vergangenheit hinein versucht hat, „nur gute 
Kredite zu vergeben“, wie es einmal ein Vorstandsmitglied eines Prüfungsver-
bandes ausgedrückt hat, muss man sich jetzt des Umstands bewusst werden, 
dass mit jeder Kreditvergabe ein Risiko verbunden ist. Dieses Risiko existiert 
generell, auch bei Kunden höchster Bonität; es differiert allerdings in seinem 
Ausmaß.  
Parallel ist zukünftig eine betriebswirtschaftlich ausgerichtete Banksteue-
rung unumgänglich, zumal die Wettbewerber bereits mit Hochdruck an der 
Entwicklung und Implementierung entsprechender Systeme arbeiten. Ziel ei-
ner derartigen Gesamtbanksteuerung ist eine sowohl unter Rendite- als auch 
unter Risikogesichtspunkten optimal aufgestellte Bank. Dies erfordert einer-
seits Veränderungen bei der Marktpreisrisikorechnung, die auf eine optimale 
Fristentransformation auszurichten ist. Andererseits sind auch Neuentwick-
lungen in allen Bereichen der Adressrisikorechnung erforderlich. Dazu gehört 
als erstes die Einführung neuer Ratingsysteme um zu besseren Bonitätsent-
scheidungen zu gelangen. Als zweites sind die vorhandenen Instrumente der 
Deckungsbeitragsrechung zu verbessern, damit die Profitabilität im Kunden-
geschäft sichergestellt werden kann. Drittens benötigen die Banken Instrumen-
te zur Steuerung des Kreditportfolios und viertens erfordern diese Instrumente 
eine Neustrukturierung der Kreditvergabe- und -überwachungsprozesse.   11
Zur Bewältigung dieser durchaus ehrgeizigen Ziele ist die Versorgung der 
Genossenschaftsbanken mit geeigneten Instrumenten, Systemen und Konzep-
ten erforderlich. Hier befindet sich der FinanzVerbund mit VR-Control auch 
auf einem guten Weg. Die Konzepte, Systeme und Instrumente liegen vor und 
die Umsetzung hat begonnen (vgl. Krob 1999, 2001, 2003; Kramer 2002c).  
4.3.  Herausforderung Förderauftrag: Mitgliederbindung 
Anders sieht es hingegen bei der Betreuung der Mitglieder aus. Dabei ist Mit-
gliederbindung keineswegs ein neues Thema, schließlich werden seit gerau-
mer Zeit gerade bei Kreditgenossenschaften Probleme im Bereich der Mitglie-
derbindung diskutiert (vgl. Glatzner 1989). Dennoch verwundert es schon ein 
wenig, dass sich börsennotierte Banken unter dem Schlagwort „Investor Rela-
tions“ gezielt um eine vertrauensvolle und enge Beziehung zu ihren Eigenka-
pitalgebern bemühen, während das kreditgenossenschaftliche Pendant, die 
Mitgliederbindung, eher in Vergessenheit zu geraten scheint.  
Gleichzeitig bestehen aber Schwächen aus der Vergangenheit weiter fort. 
So hat sich vor dem Hintergrund der von allen Banken beklagten geringen 
Kundenloyalität die Mitgliederbindung nahezu unbemerkt zu einer der größten 
Herausforderungen entwickelt (vgl. Kramer 2002b: 13-16). Ursächlich hierfür 
sind wiederum klassische betriebswirtschaftliche Faktoren: Hierzu zählt insbe-
sondere die zunehmende Größe der Banken, die in Verbindung mit der Ablö-
sung von Mitglieder- durch Vertreterversammlungen die Distanz der Bank 
und ihrer Vertreter zu den Mitgliedern vergrößert hat. Besonders sichtbar wird 
dies in jenen Banken, die bereits mehrere Fusionen oder eine Sanierung hinter 
sich haben: Hier lässt sich regelmäßig eine aus betriebswirtschaftlichen Grün-
den zwingend erforderliche und eindeutig berechtigte Konzentration auf die 
„Marktseite“, die möglichst rasche Anpassung der Bank an die veränderten 
Bedingungen beobachten. Unglücklicherweise geht dies vielfach einher mit 
einer Vernachlässigung der Eigenkapitalgebereigenschaft der Mitglieder. Da-
bei scheint fast in Vergessenheit geraten zu sein, dass Genossenschaftsmit-
glieder im Gegensatz zu Aktionären ihr Eigenkapital mitnehmen können, 
wenn sie sich schlecht behandelt fühlen. Schließlich ist die Mitgliedschaft je-
derzeit kündbar und Bankdienstleistungen werden auch von Wettbewerbern 
angeboten!  
Hier stellen sich gleich zwei Frage, die einer Antwort bedürfen, nämlich: 
Erstens, was die Bank von ihrem Mitgliedern will, und zweitens, was die Mit-
glieder von ihrer Bank wollen. Dabei geht es einerseits um Sicherung und 
Ausbau des Eigenkapitals sowie Erhöhung der Marktanteile (vgl. Wagner 
1990: 23; Blisse 2000). Andererseits steht hier die Frage einer (Mitglieder)-
Kundenorientierung im Raum: Werden die Mitglieder sowohl hinsichtlich ih-
rer Kundenerwartungen als auch hinsichtlich ihrer Eigenkapitalgeber- oder 
Fördererwartungen „nicht da abgeholt, wo sie stehen“, besteht die Gefahr,   12 
dass Mitglieder, die sich vernachlässigt fühlen, nun ihrerseits beschließen, die 
Kreditgenossenschaft zu vernachlässigen – und abwandern! Eine Lösung für 
das Dilemma „Was wollen unsere Mitglieder eigentlich?“ könnte mit Hilfe des 
Einsatzes von Balanced Scorecards erreicht werden.
4 Beispielhaft hierfür sind 
die Erfahrungen der Rabobank Maashorst zur Steigerung der Zufriedenheit 
von Mitgliedern, Kunden und Mitarbeitern mit der Bank (vgl. Hermans 2000). 
4.4.  Herausforderung Verbund: Subsidiarität 
Ein spezielles Problem ist die Zusammenarbeit im Verbund. Allem Anschein 
nach gibt es auch in diesem Bereich ungelöste Probleme, die eine Herausfor-
derung für die Genossenschaftsbanken darstellen und ihre Zukunftsfähigkeit 
nachhaltig beeinflussen. Zugegebenermaßen beruhen die nachfolgenden Aus-
führungen noch nicht auf einer empirischen Untersuchung, aber dafür auf Be-
obachtungen und Diskussionen während der letzten Jahre. 
Während dieser Zeit stellte sich immer wieder heraus, dass Angehörige ei-
ner Verbundorganisation – z. B. einer Genossenschaftsbank auf der Primär-
ebene – sich regelmäßig darüber beklagten, dass die Zusammenarbeit mit an-
deren Verbundinstitutionen große Probleme bereiten und ggf. die eigene Leis-
tungsfähigkeit mehr oder weniger stark einschränken würde. Als typisches 
Beispiel für derartige Klagen sei auf die Beschwerden der Banken über die 
mangelnde Unterstützung durch die Rechenzentralen verwiesen, die sämtliche 
Beteiligten im Projekt VR-Control immer wieder und von den verschiedensten 
Bankenvertretern zu hören bekamen. Hauptvorwurf war dabei, dass die Re-
chenzentralen die zugesagten Termine für neue Softwarelösungen nie einhal-
ten würden. Im Gegenzug wurde dafür von Vertretern der Rechenzentralen 
geklagt, dass sie EDV-Instrumente bereithalten würden, die die Steuerungs-
probleme zahlreicher Banken beheben könnten, aber die Banken daran keiner-
lei Interesse hätten.  
Betrachtet man jedenfalls solche Reibereien zwischen verschiedenen Ver-
bundpartnern, so drängt sich einem Beobachter recht schnell der Verdacht auf, 
dass die berühmte genossenschaftliche Kooperation eher den Charakter eines 
mehr oder weniger latenten, aber dafür umso permanenteren Konfliktes hat. 
Unabhängig davon, wie die Situation im Einzelfall tatsächlich aussieht, schei-
nen die Beteiligten in der Regel das Gefühl zu haben, dass die jeweils anderen 
Organisationen im Verbund sich zu ihren Lasten profilieren und ggf. auch zu 
ihren Lasten Einkünfte erzielen wollen. Das Verhältnis zu den Partnern wird 
häufig weniger als gegenseitige Hilfestellung, sondern eher als eine einseitige 
Ausbeutung – selbstverständlich immer durch den jeweils anderen! – angese-
hen. Wenn diese Analyse zutrifft, so resultieren aus dieser Einstellung 
                                           
4   Zu den Möglichkeiten und Grenzen dieses Instruments vgl. Neumann-Szyszka (2003); 
Kring (2003).   13
schwerwiegende Behinderungen für den genossenschaftlichen FinanzVer-
bund. 
Hilfreich könnte hier – analog zu den berühmten runden Tischen – eine ge-
zielte Interessenanalyse sein. Ähnlich wie oben am Beispiel der Rabobank 
Maßhorst bereits erwähnt, könnte mit Hilfe einer Balanced Scorecard unter 
Einbeziehung von Führungspersonen aus Primärbanken, Zentralbanken, dem 
BVR, den Prüfungsverbänden, den Rechenzentralen, den Akademien, der 
R+V-Versicherung und den anderen Verbundinstitutionen eine Klärung der 
allem Anschein nach bestehenden Differenzen erfolgen. Ziel eines solchen 
Balanced Scorecard Einsatzes sollte die Entwicklung einer zukunftsträchtigen 
Aufgabenteilung unter allen Beteiligten sein:
5 Beginnend mit dem strittigen 
Metakreditgeschäft und endend mit der Frage, ob die befürchtete oder ersehnte 
Übertragung des Rabobank-Systems auf die deutschen Genossenschaftsban-
ken tatsächlich zu einer besseren Positionierung des Verbundes führen würde. 
5. Produktivgenossenschaften 
Vor völlig anderen Problemen stehen hingegen die Produktivgenossenschaf-
ten, die derzeit in Deutschland eher ein Nischendasein führen. In der wissen-
schaftlichen Diskussion spielen sie hingegen seit vielen Jahre eine durchaus 
hervorgehobene Rolle, wenngleich die Auseinandersetzungen über ihre Mög-
lichkeiten und Grenzen nicht völlig frei von ideologischer Voreingenommen-
heit sind. 
5.1. Die  Produktivgenossenschaft  als Streitobjekt der Wissenschaft 
Die herrschende wissenschaftliche Meinung lautete bis in jüngste Zeit: „Pro-
duktivgenossenschaften haben in der Vergangenheit nicht funktioniert, funkti-
onieren derzeit nicht und werden dies auch in Zukunft nicht können, da sie 
immanente Probleme aufweisen, die ein Funktionieren zwangsläufig unmög-
lich machen.“
6 Vor diesem Hintergrund scheint es erforderlich, sich zunächst 
damit zu befassen, was eigentlich eine Produktivgenossenschaft ist. 
Am Anfang der inhaltlichen Auseinandersetzung mit der Wirtschaftsform 
„Produktivgenossenschaft“ steht häufig eine idealtypische Definition von Pro-
duktivgenossenschaften, die auf Gide (1923: 5) zurückgeht: „Produktivgenos-
senschaften sind nach einer einprägsamen und leicht anwendbaren Formulie-
rung Unternehmen, in denen jeder Beschäftigte Teilhaber und jeder Teilhaber 
Beschäftigter ist“ (Engelhardt 1963: 439).
7 Ausgehend von dieser eng gefass-
                                           
5   Ansatzpunkte hierfür sind z. B. in der Arbeit von Kring (2003) zu finden. 
6   In diesem Sinne beispielsweise Jäger (1994: 218; 1991: 97f) und Wiemeyer (1986: 27). 
Ausführlich hierzu auch Kivanç (1977: 52ff). 
7   Engelhardt nimmt hier Bezug auf Fuchs (1927: 25).   14 
ten Definition, die auch heute noch die entsprechende wirtschaftstheoretische 
Literatur leitet (vgl. Beckmann 1993: 218; Rönnebeck 1994: 19), obwohl sie 
bereits in den zwanziger Jahre sehr umstritten war (vgl. Crüger 1922: 55f; 
Fuchs 1923: 25ff), dürfte es in Deutschland wenige oder überhaupt keine Pro-
duktivgenossenschaften geben. In der Realität finden sich statt dessen durch-
aus zahlreiche Genossenschaften, die sich zwar an einem produktivgenossen-
schaftlichen Leitbild orientieren,
8 aber sich – wie alle anderen Genossenschaf-
ten auch – seit ihren Ursprüngen weiter entwickelt haben und die Frage nach 
Identität von Mitarbeitenden und Mitgliedern differenziert betrachten (vgl. 
Kramer 1997b: 119). 
Hinsichtlich der wirtschaftlichen und soziologischen Eigenschaften einer 
Produktivgenossenschaft stellt Dülfer fest, dass für diesen Genossenschaftsty-
pus grundsätzlich dieselben Merkmale gelten wie für andere Genossenschaf-
ten: 
1.  Sie ist ein Zusammenschluss von Personen, die durch mindestens ein 
gemeinsames Interesse verbunden sind (Genossenschaftsgruppe); 
2.  Die Mitglieder der Genossenschaftsgruppe wollen ihre Ziele durch ge-
meinsame Aktionen und gegenseitige Unterstützung mittels Verbesse-
rung ihrer wirtschaftlichen Lage erreichen (Selbsthilfe in der Gruppe); 
3.  Sie bedienen sich dazu eines gemeinsam errichteten Wirtschaftsbetrie-
bes (Genossenschaftsbetrieb); 
4.  Die Leistungserstellung dieses Betriebes ist auf die wirtschaftlichen Be-
dürfnisse der Mitgliederwirtschaften bezogen (Förderungsbeziehung) 
(vgl. Dülfer 1980: 1356). 
Dülfer (1995: 100) stellt aber auch fest, dass sich in struktureller Hinsicht die 
Produktivgenossenschaft in allen Ausprägungsformen grundsätzlich dadurch 
von der Förderungsgenossenschaft unterscheidet, dass sie keine Mitgliederbe-
triebe (mehr) erkennen lässt, sondern der gemeinschaftlich getragene (Organ)-
Betrieb hier als von den Mitgliedern betriebene Unternehmung operiert. Das 
genossenschaftliche Identitätsprinzip findet bei dieser Form seinen Ausdruck 
nicht in der Identität von Mit-Unternehmer und Kunden, sondern in der Identi-
tät von Mit-Unternehmer und Mit-Arbeiter im gemeinschaftlichen Produkti-
onsbetrieb. 
Entsprechend ist eine Produktivgenossenschaft an dieselben Erfolgskrite-
rien gebunden wie jede andere Genossenschaft auch: Sie muss ihre Mitglieder 
fördern und effizient im Markt agieren (vgl. Smentek/Zauner 2002: 49-50). 
Eine Genossenschaft, die ihre Mitglieder nicht fördert, verliert ihre Existenz-
berechtigung, und eine Genossenschaft, die nicht effizient im Markt agiert, ist 
                                           
8   Hochrechnungen (Kramer 2001: 136) sprechen von 4.900 bis 7.500 Produktivgenossen-
schaften in Deutschland, allerdings auch in anderen Rechtsformen als der eingetragenen 
Genossenschaft.   15
entweder auf Unterstützung von außen (Förderungseinrichtungen, staatliche 
Hilfe etc.) angewiesen oder scheidet aus dem Markt aus. 
  Produktivgenossenschaften sind Wirtschaftsunternehmen, die sich hinsicht-
lich ihrer Organisation durch einen höheren Problemgrad auszeichnen als na-
hezu alle anderen Unternehmen. Dies bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, 
dass Produktivgenossenschaften scheitern müssen. Um ein Scheitern zu ver-
meiden, ist jedoch ein größerer Aufwand für die Schaffung einer internen Or-
ganisation erforderlich.  
Typische Probleme von Produktivgenossenschaften sind:  
•  Das Zielproblem, 
•  das Nischen- oder Konkurrenzproblem, 
•  das Problem der Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Doppelnatur, 
•  das Verteilungs- und Entlohnungsproblem, 
•  das Entscheidungs- und Anweisungsproblem, 
•  das Informations- und Kontrollproblem und  
•  das Finanzierungsproblem (vgl. Kramer 1997b: 112-114; 2003a: 18-
23). 
Insgesamt zeigt sich die produktivgenossenschaftliche Unternehmensform als 
eine Organisation, die einen erhöhten Klärungsbedarf bereits vor der Grün-
dung hat, und bei dem auch nach der Gründung immer wieder intensive Klä-
rungsphasen anstehen. Werden die Probleme rechtzeitig als solche erkannt und 
angemessen gelöst (d. h. unter Beachtung der Mitgliederinteressen und der 
Markterfordernisse), kann eine Produktivgenossenschaft genauso lebensfähig 
sein wie andere Wirtschaftsformen, zumal sie für die Beschäftigten eine besse-
re Identifikation mit den Unternehmenszielen ermöglicht als das bei anderen 
Unternehmen der Fall ist.  
Die Produktivgenossenschaft bedarf einer inneren Struktur, einer betriebli-
chen wie genossenschaftlichen Innenorganisation, die die Problembereiche 
sinnvoll aufnimmt und angemessen umsetzt. Eine Produktivgenossenschaft ist 
keineswegs von vornherein zum Scheitern verurteilt, stellt aber eine besondere 
Herausforderung gerade für den Vorstand dar. Die Gestaltung der inneren 
Struktur der Genossenschaft, wie sie durch die Satzung festgelegt wird, ist von 
immenser Bedeutung, wobei immer wieder der Widerspruch zwischen Mit-
gliederdemokratie und -partizipation und den Erfordernissen betriebswirt-
schaftlich effizienter Leitung zu Tage tritt (vgl. Kramer 1994b: 28f).  
5.2.  Interesse an produktivgenossenschaftlichen Unternehmen 
Ungeachtet dieser Probleme erfreuen sich Produktivgenossenschaften sowohl 
in der Theorie als auch in der Praxis eines ungebrochenen Interesses. Letzteres 
bedeutet allerdings keineswegs, dass die Produktivgenossenschaften auch in 
der Rechtsform einer eingetragenen Genossenschaft auftreten, wenn sie die   16 
Wirtschaftsform einer Genossenschaft wählen. Sowohl in Ostdeutschland im 
Rahmen der Rechtsnachfolge von LPG, GPG und PGH als auch in West-
deutschland in der Alternativökonomie sind während der letzten Jahrzehnte 
vielfältige Unternehmen mit produktivgenossenschaftlichen Merkmalen ent-
standen. 
Überhaupt wiesen die existierenden Produktivgenossenschaften eine große 
Vielfalt von Erscheinungsformen auf, die sich auf ihre unterschiedlichen Ur-
sprünge zurückführen lassen. Die wohl langlebigste Produktivgenossenschaft 
dürften die Glaswerke Warmensteinach eG gewesen sein, die 1899 als Manu-
faktur der Glasmacher und Schleifer gegründet wurden
9 und 1997 in Konkurs 
gegangen sind.
10 Die meisten heutigen Produktivgenossenschaften entstammen 
späteren Gründungswellen.
11  
Zahlreiche solcher Unternehmen in der alten Bundesrepublik entwickelten 
sich in den 70er und 80er Jahren im Bemühen (vgl. auch Jacobs 1986: 16-21). 
Diese häufig auch als „Selbstverwaltungsbetriebe“ bezeichneten Genossen-
schaften resultierten zum Teil aus der Abwendung von Betriebsschließungen 
(Konkurs der vorherigen Eigentümer) durch genossenschaftliche „Fortfüh-
rungsgesellschaften“ (Schneider 1991: 278; Dülfer 1995: 108). Sie waren in-
sofern eine Besonderheit, als sie zwar vom Typus her und unabhängig von der 
Rechtsform eine Produktivgenossenschaft darstellten, sich aber selbst nicht 
notwendigerweise so verstanden (vgl. Dülfer 1995: 108). Neugründungen ent-
standen im Rahmen von Arbeitslosenprojekten und waren eine Möglichkeit 
für die Beteiligten, sich über die Unternehmensgründung wieder in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren. Hinzu kamen Genossenschaften, die aufgrund ideo-
logischer Zielsetzungen entstanden waren, „z. B. zwecks Anwendung neuer 
partizipativer Arbeitsstrukturen, ferner zur Durchsetzung ökologisch orientier-
ter Produktionen oder zur Promotion einer gesunden Lebensweise“ (Dülfer 
1995: 108). Hierzu zählen beispielsweise die tageszeitung Verlagsgenossen-
schaft, die Mathema Genossenschaft i. G., die WeiberWirtschaft, die Kreuz-
berger Taxi-Genossenschaft, die Schäfereigenossenschaft Finkhof, RobinKru-
so sowie konzeptionell auch die inzwischen untergegangene Ökobank.
12 
                                           
9  Flieger (1996: 72) sah sie als älteste Produktivgenossenschaft an.  
10  Telefonische Auskunft von Frau Bauer, Frankonia Kristallglas GmbH, am 27.11.2000. 
11  Zu den Gründungswellen vgl. Flieger (1996: 63), Eisenberg (1985), Novy (1984: 204f) 
und Kramer (2001: 131). 
12  Zur Mathema Genossenschaft i. G. siehe Reinalda (1990: 52). Zur WeiberWirtschaft 
siehe u. a. Seefeld (1996: 6), Smentek (1998: 225-234), am Orde (1999: 15) und Lang 
(2002: 23). Zur Schäfereigenossenschaft Finkhof siehe Flieger (Hrsg.) (1984: 230-235) 
und http://www.finkhof.de/. Zur Kreuzberger Taxi-Genossenschaft siehe Flieger (Hrsg.) 
(1984: 192-195). Zu RobinKruso siehe Klingelschmitt (2001: 8). Zur Ökobank siehe u. 
a. Verein der Freunde und Förderer der Ökobank (1985), Huber/Schwendter (Hrsg.): 
(1988), Rommel (1992), und Flieger/Klingelschmitt (2001: 8).   17
Ebenfalls zu den Produktivgenossenschaften können einzelne Unternehmen 
mit starker Arbeitnehmerbeteiligung gezählt werden. Flieger (1996: 94) unter-
scheidet in diesem Kontext vier Unterformen, denen jedoch weitestgehend 
gemeinsam ist, dass sie weder in gedanklicher noch in rechtlicher Hinsicht aus 
der Genossenschafts- oder der Alternativbewegung stammen. Obwohl sie eine 
deutlich erkennbare Verwandtschaft zum produktivgenossenschaftlichen Mo-
dell aufweisen, ist nur bei einzelnen Unternehmen die Kapital-, Erfolgs- und 
Entscheidungsbeteiligung so weit ausgeprägt, dass man von einer Produktiv-
genossenschaft sprechen kann.
13 
Ein engeres Verwandtschaftsverhältnis zu den oben beschriebenen Formen 
besteht bei jenen – vergleichsweise wenigen – Betrieben, die gezielt als Pro-
duktivgenossenschaft gegründet worden sind, um den Selbsthilfegedanken 
und die gemeinschaftliche Geschäftsausübung zu verbinden. Hierzu zählen 
neben einigen Beispielen aus dem gewerblichen Bereich insbesondere die von 
Flieger (1990: 54-64) so benannten „Professionsgenossenschaften“ und ein-
zelne Initiativen im freiberuflichen Bereich (Rechtsanwälte, Steuerberater, 
Softwareentwickler). 
Durch die deutsche Vereinigung sind viele Produktivgenossenschaften hin-
zugekommen, die überwiegend durch Umwandlung aus LPGen,
14 GPGen
15 
und PGHen
16 resultieren. Sie sind in ihrer Mehrzahl entstanden, um den Her-
ausforderungen der Marktwirtschaft im Rahmen einer vertrauten Arbeitsform 
zu begegnen (vgl. Kramer 1994a: 156f). Die meisten dieser Genossenschaften, 
und speziell jene, die aus ehemaligen Produktionsgenossenschaften entstanden 
sind, werden durch eine vergleichsweise heterogene Mitgliederstruktur ge-
prägt (vgl. Kramer 1994b: 27ff; Sander 1994: 207f). Dies zeigt sich besonders 
deutlich bei jenen Nachfolgern von LPGen, deren Mitgliederstruktur sich jetzt 
zusammensetzt aus 
•  Mitgliedern, die im Unternehmen arbeiten und Boden eingebracht haben; 
•  Mitgliedern, die nicht mehr im Unternehmen arbeiten, aber Boden einge-
bracht haben; 
•  Mitgliedern, die im Unternehmen arbeiten und keinen Boden eingebracht 
haben; 
•  Mitgliedern, die nicht mehr im Unternehmen arbeiten und keinen Boden 
eingebracht haben. 
Eine derartige Genossenschaft ist bei genauerer Betrachtung keine reine Pro-
duktivgenossenschaft mehr, sondern eine „Hybrid-Genossenschaft“, bei der 
sich die Mitgliedergruppe in mehrere Segmente mit sehr unterschiedlichen 
                                           
13 Hierzu zählt beispielsweise das Softwarehaus PSI, das von Flieger (1996: 181-407) für 
seine Fallstudie ausgewählt wurde. 
14  Vgl. hierzu auch Steding (1994), Laschewski (1998) und Böhme (1992: 51-56; 1996). 
15  Vgl. hierzu auch Erdland (1992: 119-141) und Richstein (1992: 142-149). 
16  Vgl. hierzu auch Leinemann (1995), Überschaer (1993a, 1993b) und Krotki (1993).   18 
Interessenlagen untergliedern lässt.
17 Eine heterogene Mitgliedergruppe, in der 
dadurch bedingt unterschiedliche Interessen zum Tragen kommen, stellt je-
doch besondere Anforderungen an die Leitung einer Genossenschaft und ist 
eine potentielle Ursache für das Scheitern einer (Produktiv-)Genossenschaft.
18 
Zahlenangaben zu Produktivgenossenschaften in Deutschland sind ein be-
sonderes Problem, da die Anzahl zum ersten von der jeweiligen Definition in 
wirtschaftlicher, soziologischer und rechtlicher Hinsicht abhängt, zum zweiten 
aufgrund der Vielzahl produktivgenossenschaftlicher Unternehmen außerhalb 
der Rechtsform der eG keine spezielle Statistik zu Produktivgenossenschaften 
geführt wird, und zum dritten auch die Statistiken der Genossenschaftsverbän-
de über ihre Mitglieder nicht nach Produktivgenossenschaften differenzieren. 
Dennoch lassen sich Schätzungen durchführen, die folgendes Ergebnis er-
bracht haben: 
Tabelle 5:  Anzahl der produktivgenossenschaftlichen Realtypen (geschätzt) 
Produktivgenossenschaftliche Ausprä-
gung 
Anzahl Schätzungs-
jahr 
Idealtypische Produktivgenossenschaft  0  2000 
Traditionelle Produktivgenossenschaft  20 - 60  1996 
Ostdeutsche landwirtschaftliche Genossen-
schaft 
1.150 2002 
Ostdeutsche Handwerksgenossenschaft  400  2002 
Soziabilitätsgenossenschaft  2.500 - 5.000  1986 
Professionsgenossenschaft keine  Informatio-
nen 
 
Unkonventionelle Beschäftigungsinitiative  keine Informatio-
nen 
 
Kooperationsbetrieb keine  Informatio-
nen 
 
Arbeitnehmergesellschaft 40  1988 
Belegschafts-Buy-Out 200  1992 
Unternehmermodell  10 - 30  1996 
Mitarbeiterunternehmen über  100  1996 
Quelle:  Eigene Zusammenstellung nach Flieger (1996) und eigenen Erhebungen. 
                                           
17  Ein Beispiel hierfür ist die von Vollmer (1995) in die Diskussion gebrachte „kapitalisti-
sche Genossenschaft“, bei der sich die Mitgliedergruppe aus solchen Mitgliedern zu-
sammensetzt, die die Leistung der Genossenschaft nutzen, und solchen, die lediglich am 
Kapital beteiligt sind.  
18  Zum Problem der Interessendivergenzen siehe auch Kramer (1997a: 29-34).   19
Wenngleich diese Daten nur einen sehr groben Überblick geben können, dürf-
ten insgesamt doch zwischen 4.900 und 7.500 Produktivgenossenschaften in 
Deutschland bestehen. Dabei darf jedoch keinesfalls unterstellt werden, dass 
diese Unternehmen sich selbst als Genossenschaft verstehen oder gar in der 
Rechtsform einer eG agieren. Dessen ungeachtet erfüllen sie jedoch tenden-
ziell die vier spezifischen sozio-ökonomischen Kriterien, nämlich die Beach-
tung von Förderungsprinzip, Identitätsprinzip, Demokratieprinzip und Soli-
darprinzip (vgl. Flieger 1996: 20ff; Kramer 1999: 167). Zahlenmäßig sind die 
produktivgenossenschaftlichen Organisationen also weit davon entfernt, die 
Wirtschaftsordnung maßgeblich zu beeinflussen, aber gleichzeitig handelt es 
sich doch um eine zu große Zahl von Unternehmen, als dass man sie einfach 
vernachlässigen dürfte. 
  Produktivgenossenschaften zeichnen sich gegenüber anderen Wirtschafts-
formen durch einige Besonderheiten aus, die sie immer wieder für spezielle 
„Unternehmertypen“ interessant machen. Reizvoll sind sie nämlich für jene, 
die 
•  gemeinschaftlich, aber mit hohem Maß an Selbstverantwortung arbeiten, 
•  eine Verteilung des unternehmerischen Risikos auf mehrere Personen an-
streben und  
•  den wirtschaftlichen Gewinn nicht als primäres Ziel verfolgen wollen. 
Zugleich bietet die Produktivgenossenschaft die Möglichkeit, trotz geringen 
Kapitals nicht als Kleinstunternehmen, sondern – schon aufgrund der größeren 
Eigentümerzahl – als Kleinunternehmen zu beginnen, wobei gerade in der 
Startphase die Chance auf „ein Leben außerhalb des Unternehmens“ (in Ges-
talt von Urlaub etc.) größer sein dürfte als bei anderen neu gegründeten Unter-
nehmen. Gleichzeitig sind zumindest der Rechtsform der eG hoch entwickelte 
Kontroll- und Überwachungssysteme immanent, die tendenziell eine gute In-
formation der Mitglieder gewährleisten. 
  Vor diesem Hintergrund ist zu konstatieren, dass ein spürbares Interesse an 
der Gründung von und der Mitwirkung in produktivgenossenschaftlichen Un-
ternehmen vorhanden ist. Gleichzeitig zeigen allerdings die niedrigen Zahlen 
von existierenden und insbesondere von neu gegründeten Produktivgenossen-
schaften sowie die häufig recht kurze Lebensdauer derartiger Unternehmen, 
dass zumindest in der Anfangsphase sowohl soziologisch als auch betriebs-
wirtschaftlich adäquat ausgebildete Betreuer erforderlich sind. Dies gilt so-
wohl für die Umgründung von Unternehmen im Zuge von Belegschaftsüber-
nahmen als auch für echte Neugründungen. 
5.3. Produktivgenossenschaften  als ostdeutsche Sonderentwicklung? 
Betrachtet man die Zahlen der offiziell registrierten Genossenschaften, so 
stellt man recht schnell fest, dass ca. 1.150 Agrargenossenschaften (Stap-  20 
pel/Henningsen 2003: 8; siehe auch Tabelle 2) – mit weitgehend produktivge-
nossenschaftlichem Charakter – bestehen. Darüber hinaus existieren auch im 
gewerblichen Bereich zahlreiche Produktivgenossenschaften – und in beiden 
Fällen wird eine genauere Analyse durch Befragung der Regionalverbände 
ergeben, dass der Großteil dieser Genossenschaften sich in Ostdeutschland 
befindet.  
  Dies ist zunächst auch nicht weiter verwunderlich, handelt es sich bei die-
sen Genossenschaften doch um die „Ergebnisse“ der sechsten Gründungswelle 
in den Jahren 1990 bis 1993 (Flieger 1996: 63). In diesen Jahren hatten sich 
die verschiedenen sozialistischen Produktionsgenossenschaften (u. a. GPG, 
LPG, PGH) in andere Rechtsformen umwandeln müssen.
19  
  Verwunderlich ist hingegen, dass sich erstens eine recht große Zahl von 
Produktionsgenossenschaften für die Umwandlung in eine Produktivgenos-
senschaft mit der Rechtsform eG entschied, und dass zweitens von diesen auch 
heute noch eine beachtenswerte Zahl existiert. In der Wirtschaftswissenschaft 
wie auch in der politischen Praxis war erwartet worden, dass der Großteil der 
Produktionsgenossenschaften sich auflösen bzw. durch Management-Buy-In 
oder Management-Buy-Out übernommen werden würde. Hintergrund dieser 
auch unter Genossenschaftsforschern anzutreffenden Erwartung war einerseits 
der staatliche Zwang, unter dem die Genossenschaften gegründet worden wa-
ren (vgl. ausführlich Dreessen 1973: 11ff), und andererseits die negativen Er-
wartungen hinsichtlich der Überlebensfähigkeit von Produktivgenossenschaf-
ten unter marktwirtschaftlichen Bedingungen. Daraufhin vermutete man, dass 
die mehr oder weniger zwangsweise in die Genossenschaft hineingetretenen 
Mitglieder nun freudig die Chance ergreifen würden, aus ihr auch wieder he-
rauszukommen.
20  
  Die Abkehr der Mitglieder von „ihrer“ Genossenschaft geschah denn auch 
und dies durchaus nicht immer spannungsfrei, wie die zahlreichen Prozesse 
über Entschädigungen, Abfindungen, Ersatzansprüche und Mitgliedschaftsan-
teile belegen. Gleichzeitig blieb allerdings eine überraschend hohe Zahl von 
Genossenschaftsmitgliedern ihrer Genossenschaft in diesen Umbruchzeiten 
treu und trug die Umwandlung in andere Rechtsformen mit. Als Ergebnis ent-
standen neben den vielen eingetragenen Genossenschaften auch noch eine 
Vielzahl anderer Gemeinschaftsunternehmen in den unterschiedlichsten 
Rechtsformen und mit teilweise sehr deutlichem produktivgenossenschaftli-
chem Charakter. 
                                           
19  Zu den rechtlichen und organisatorischen Unterschieden von Produktiv- und Produkti-
onsgenossenschaften vgl. Kramer (2003: 7-8). 
20  Wie vom Verfasser auf wissenschaftlichen Tagungen Anfang der 1990er Jahre selbst 
erlebt, wurden solche Erwartungen auch dazu herangezogen, um im informellen Ge-
spräch mehr oder weniger offene Diskriminierungen landwirtschaftlicher Produktivge-
nossenschaften zu rechtfertigen.   21
  Dies führt konsequenterweise zu der Frage, warum sich derartig viele Men-
schen für die Mitgliedschaft in Produktivgenossenschaften entscheiden hat. 
Die Antworten darauf dürften vielfältig sein. Vorbehaltlich empirischer Unter-
suchungen zu dieser Frage sollen an dieser Stelle daher nur einige der Begrün-
dungen zusammengetragen werden, die der Verfasser im Laufe der letzten 
Jahre als Antwort auf entsprechende Nachfragen erhalten hat. Dabei ergab 
sich folgendes Bild: 
•  Erhalt des Arbeitsplatzes, 
•  Fehlende Möglichkeit zur Auszahlung des Mitgliedschaftsanteils, 
•  Fehlende Alternativen, 
•  Vertrautes Umfeld, 
•  Chance für Selbstverwirklichung, 
•  vergleichsweise gute soziale und materielle Absicherung. 
Anlässlich einer Tagung des Genossenschaftsinstituts an der Humboldt-
Universität zu Berlin brachte der Jurist Rolf Steding dieses Verhalten auf den 
Punkt, als er erklärte, dass die Produktivgenossenschaften trotz gegebenenfalls 
bestehender und wahrgenommener Unzulänglichkeiten eine Art „Geländer in 
die Marktwirtschaft“ darstellen, die den Genossenschaftsmitgliedern die An-
passung an neue wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedingungen unter 
Bewahrung zumindest relativ vertrauter Strukturen ermögliche. 
Daraus erklärt sich zumindest teilweise auch die überraschend große Stabi-
lität und der wirtschaftliche Erfolg der Produktivgenossenschaften in Ost-
deutschland (vgl. hierzu auch Atmaca 2002), zumal angesichts der hohen In-
solvenz- und Arbeitslosenquoten die Alternativen nicht sehr vielversprechend 
aussehen. 
5.4.  Produktivgenossenschaften als Instrument der Arbeitsplatzschaffung? 
Darüber hinausgehend stellt sich sogar die Frage, ob Deutschland nicht gerade 
wieder vor einer Renaissance der Produktivgenossenschaften steht – der sieb-
ten Gründungswelle. Die relativ hohe Arbeitslosigkeit und die mehrfach beo-
bachtete Wiederbelebung von Produktivgenossenschaften gerade in Krisenzei-
ten stützen diese Vermutung. Konsequenterweise sieht Münkner (1999: 10ff) 
in der Gründung von Arbeitslosenproduktivgenossenschaften eine Chance zur 
Reduzierung der Massenarbeitslosigkeit. Er konstatiert, dass es sich lohne, 
„über die Verbreitung von Kenntnissen über diese Organisationsform und über 
die Verbesserung der Rahmenbedingungen für kleine Produktivgenossen-
schaften nachzudenken, denn dieses Organisationsmodell weist in die Rich-
tung, in der langfristige Lösungen für die Bewältigung der Probleme der Mas-
senarbeitslosigkeit zu suchen sind. Produktivgenossenschaften und selbstver-
waltete Betriebe können als Pilotvorhaben für den künftigen Umgang mit den 
Anforderungen der Arbeitswelt in der Dienstleistungsgesellschaft dienen:   22 
•  Entfaltung von Eigeninteresse, 
•  Vertrauen auf eigene Kraft, 
•  lebenslanges Lernen, 
•  Ausbrechen aus den starren Regeln des von Vorstellungen der Indust-
riegesellschaft geprägten Arbeitsrechts“ (Münkner 1999: 12). 
Diesen Erwartungen steht jedoch entgegen, dass es sich bei Produktivgenos-
senschaften um hoch komplexe Organisationsformen handelt, die hohe Anfor-
derungen an die (Management)Kompetenz der Beteiligten stellt (Kramer 
1999: 179, 1998: 266). Unter Verweis auf Flieger nennt Münkner (1999: 10-
11) selbst entsprechende Hürden, nämlich neben organisationsimmanenten 
Schwächen vor allem die mangelnde Genossenschaftsfähigkeit von sozial 
Schwachen. 
  Vor diesem Hintergrund liegt es nahe, wie in der jüngeren Literatur bereits 
diskutiert (Münkner 1997: 85-100), auch für Deutschland genossenschaftliche 
Konzepte im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik einzusetzen. Dabei führt die 
häufig aufgeworfene Frage nach staatlicher Unterstützung für entsprechende 
Genossenschaften zu ordnungspolitischen Grundsatzproblemen. Denn Genos-
senschaften müssen sich, wie alle anderen Unternehmen auch, grundsätzlich 
am Markt bewähren, d. h. auch ohne staatliche Unterstützung wirtschaftlich 
überleben. So ist speziell auch eine gezielte Unterstützung von Produktivge-
nossenschaften durch den Staat um ihres Konzeptes oder ihrer Organisation 
willen nicht zu rechtfertigen (Wiemeyer 1986: 42ff). Anders sieht dies hinge-
gen mit der Zulässigkeit von Anschubfinanzierungen im Sinne von Existenz-
gründungsdarlehen etc. aus, die ebenso sinnvoll wie notwendig sein können 
(Kramer 1998: 264). Angesichts seiner massiven wirtschafts- und beschäfti-
gungspolitischen Probleme hat hier das Land Berlin eine gewisse Vorreiterrol-
le übernommen und ein spezielles Programm zur „Förderung der Gründung 
von Produktivgenossenschaften“ (vgl. Investitionsbank Berlin o. J.) entwickelt 
(vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung, Landesbüro Berlin (Hrsg.) 2003; Kramer 
2003d).  
Interessanterweise finden sich gleichzeitig ähnliche Organisationen am an-
deren Ende der sozialen Skala: Unternehmen der sogenannten „New Econo-
my“ weisen zunehmend auch produktivgenossenschaftliche Merkmale auf. 
Ein Beispiel ist die tms Unternehmensberatung in Köln, die explizit aus einer 
GmbH in eine AG umgewandelt wurde, um im Rahmen einer Aktiengesell-
schaft und mit deren rechtsförmlichen Möglichkeiten eine Produktivgenossen-
schaft realisieren zu können.
21 Hintergrund dieser Vorgehensweise ist der 
Wunsch der Unternehmensleitung, die hochqualifizierten Mitarbeiter mög-
lichst langfristig an die Gesellschaft zu binden, was durch die Beteiligung am 
                                           
21  Interview mit Frau Dr. Birgit Felden, Vorstandssprecherin der tms Unternehmensbera-
tung AG, am 29.09.2000 in Köln.   23
Aktienkapital erreicht werden soll. Ziel ist es, dass alle Mitarbeiter des Unter-
nehmens auch zu Miteigentümern werden. Ähnliche Interessen lassen sich 
auch in anderen Unternehmen beobachten, die in großem Maße von „brain 
capital“ abhängen und wo die Abwanderung einzelner Mitarbeiter zur massi-
ven Schwächung des Unternehmens führen kann. Beispiele hierfür sind in ers-
ter Linie Unternehmensberatungen, Softwareentwickler und Rechtsanwalts-
kanzleien, aber sogar Investmentbanken versuchen ihre heftig umworbenen 
Händler mit Kapitalbeteiligungen zu halten – und übernehmen dadurch in ge-
wissem Maße produktivgenossenschaftliche Strukturen. Sollten sich derartige 
Tendenzen fortsetzen, könnte dies zur ersten Entstehungswelle von Produktiv-
genossenschaften führen, die nicht durch eine problematische volkswirtschaft-
liche Situation verursacht ist. 
Insgesamt lassen sich somit in mehrfacher Hinsicht Anzeichen für eine Re-
naissance produktivgenossenschaftlicher Strukturen beobachten. Zwar wird es 
aller Voraussicht nach auch in Zukunft nicht zu einem massenhaften Entstehen 
von Produktivgenossenschaften kommen, insbesondere nicht in ihrer idealty-
pischen Form mit vollständiger Identität von Mitgliedern und Beschäftigten. 
Dennoch wird diese Organisationsform auch weiterhin ihre Funktion als 
„kleine“ Utopie und Leitbild (vgl. Engelhardt 1992: 67) ausüben und dem 
Wunsch von Menschen nach einem besseren Leben durch gemeinschaftliche 
Wirtschaftstätigkeit in einem gemeinsamen Unternehmen Ausdruck verleihen. 
6. Neue  Genossenschaften 
Ein besonderes Augenmerk sollte bei der Erwägung der Zukunftsperspektiven 
den neuen Genossenschaften gelten. Diese weisen nämlich gleich in mehrfa-
cher Hinsicht interessante Aspekte auf.  
6.1.  Neugründungen aus wettbewerbspolitischer Sicht 
So ist die Neugründung von Genossenschaften bereits aus volkswirtschaftli-
cher Perspektive interessant, da ihr Auftauchen als Indikator für Marktstörun-
gen herangezogen werden kann (Bialek 1995: 55ff). Ohne ins Detail zu gehen 
(vgl. dazu Bialek 1995: 52ff; Grossekettler 1991), lässt sich festhalten, dass 
der jeweilige Markt nicht das erwünschte Ausmaß an Wettbewerb aufweist, 
das in einer sozialen Marktwirtschaft herrschen sollte. Bereits die Entste-
hungsgeschichte von Genossenschaften in Deutschland und Großbritannien ist 
ein Beispiel für eine derartige Situation: Es existierten schwerwiegende 
Marktstörungen, die beispielsweise für eine unzureichende Kreditversorgung 
einzelner Gruppen (Handwerker) oder einzelner Regionen (ländlicher Raum) 
sorgten. Derartige Marktstörungen wurden durch Genossenschaften entweder 
beseitigt oder zumindest abgeschwächt. Diese frühen Formen von Genossen-
schaften („Kinder der Not“) wurden zur Förderung von Marktteilnehmern ge-  24 
gründet, die aus wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage waren, sich gegen 
ihre Wettbewerber oder die Akteure auf der Marktgegenseite zu behaupten. 
Entweder war der Marktzugang unmöglich (z. B. beim Zugang zu Kredit- und 
Sparformen), die industriellen Wettbewerber waren in der Beschaffung oder in 
der Produktion überlegen (z. B. im Einzelhandel oder im Handwerk) oder es 
herrschte nicht genügend Wettbewerb, was im Extremfall sogar zu regionalen 
Monopolen führte (z. B. bei der Versorgung mit Konsumgütern). In all diesen 
Fällen boten sich genossenschaftliche Problemlösungen an (vgl. Kramer 2000: 
38f). Vor diesem Hintergrund hat das Auftreten von Genossenschaften auf ei-
nem Markt eine unter Wettbewerbsgesichtspunkten wichtige Indikatorwir-
kung, wenngleich die Wettbewerbsstörung keineswegs zwangsläufig durch die 
Genossenschaften auch beseitigt wird. 
6.2.  Neugründungen aus genossenschaftspolitischer Sicht 
Darüber hinaus ist die Entstehung neuer Genossenschaften natürlich auch in 
anderer Hinsicht interessant – und dies gleich in mehrfacher Hinsicht. So ver-
körpern Neugründungen den „Nachwuchs“ im Kreise der Genossenschaften 
und als Mitglieder der Genossenschaftsverbände, wodurch sie – zumindest 
tendenziell – dem Mitgliederschwund durch Marktaustritt und Fusion entge-
genwirken. Gleichzeitig signalisieren sie durch ihr bloßes Entstehen, wo Ent-
wicklungschancen für Kooperativen bestehen. Dies kann – wie oben am Bei-
spiel der frühen Genossenschaften skizziert – als innovative Antwort auf 
Marktstörungen geschehen. Beispielhaft hierfür stehen die verschiedenen Vor-
schläge zur Gründung von Genossenschaften im Grenzbereich zwischen 
Markt und Staat bzw. bei Rückzug des Staates, wie sie beispielsweise von Ei-
sen (2001) in die Diskussion eingebracht worden sind. Ansatzpunkte hierfür 
sind beispielsweise Schulträger wie die Schulgenossenschaft Eichenschule eG 
in Scheeßel.
22  
6.3.  Neue Genossenschaften als (potenzielle) Entrepreneure 
Zugleich zeigen zumindest einige der Neugründungen das Potential von Ge-
nossenschaften, als „innovativer Unternehmer“, als „Entrepreneur“ im Sinne 
von Schumpeter (1993: 11) und Röpke (1982: 214ff; 2002) tätig zu werden. 
Hierfür stehen z. B. Unternehmen wie die Ärztegenossenschaft Schleswig-
Holstein e.G. in Bad Segeberg,
23 die gleichzeitig politische Interessenvertre-
                                           
22  Vgl. die Darstellung der Eichenschule unter http://www.neuegenossenschaften.de/gruen-
dungen/details/schulgeno_eichenschule.php4 und http://www.eichenschule.de/, beide 
abgerufen am 17. Oktober 2003. 
23  Vgl. http://www.aegsh.de/, abgerufen am 17.10.2003.   25
tung ist. Auch connAction e.G. in Hamburg,
24 die Tourismusdienstleistungen 
anbietet, und das Deggendorfer Gesundheitsnetz eG, ein Schulungs-, Informa-
tions- und Beratungsdienstleister im Landkreis Deggendorf und Umgebung, 
gehören dazu. Innovativ ist auch der Ansatz der Help for Care Selbsthilfeor-
ganisation für Pflegeeinrichtungen eG (vgl. Richter 2002), die als Dienstleister 
für ihre Mitglieder das Qualitätsmanagement in Kranken- und Pflegeeinrich-
tungen übernehmen wollen. Aus dem Energiebereich wäre hier u. a. die Lübe-
cker Windkraft e. G. (2003) zu nennen, die als Betreibergesellschaft Projekte 
im Bereich der regenerativen Energien durchführt.  
6.4.  Neue Genossenschaften als Schaffer von Arbeitsplätzen 
Zugleich wird auch immer wieder nach Möglichkeiten gesucht, durch genos-
senschaftliche Ansätze einer aktuellen oder drohenden Arbeitslosigkeit zu be-
gegnen. Dies führt zu einem weiteren, oben bereits angesprochenen Ansatz, 
nämlich dem Wunsch, unternehmerische Tätigkeiten in einer Gruppe auszu-
üben, was immer wieder zur Gründung von Produktivgenossenschaften ge-
führt hat.
25 Gerade hier wird aber auch deutlich, dass die Zahl entsprechender 
Neugründungen – im Gegensatz zu Umwandlungen aus sozialistischen Vor-
gängerorganisationen – vergleichsweise sehr gering ist.  
  An dieser Stelle ist schon aus ordnungspolitischen Gründen anzumerken, 
dass natürlich nicht nur (Arbeitslosen-)Produktivgenossenschaften Arbeits-
plätze schaffen, sondern grundsätzlich alle Genossenschaften. 
  Überhaupt stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, wieso nur so we-
nige Genossenschaften neu gegründet werden. Angesichts einer Gesamtzahl 
von mehr als 177.000 Unternehmensneugründungen im Jahre 2002 (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt Deutschland 2003c) ist nicht nur die Gesamtzahl von 
8.332 Genossenschaften im Jahre 2002 (Stappel/Henningsen 2003: 38), son-
dern insbesondere auch die Zahl der Neugründungen fast vernachlässigens-
wert.  
                                           
24  Vgl. http://www.connaction.de/, abgerufen am 17.10.2003. 
25  Nebenbei bemerkt ist an dieser Stelle auch die Wissenschaft gefordert: Wenn in der Tat 
ein entsprechendes Bedürfnis an gemeinschaftlich getragenem unternehmerischem Han-
deln besteht – worauf die relativ große Zahl von Produktivgenossenschaften gerade in 
Ostdeutschland hindeutet –, ist es wenig hilfreich, lediglich auf die Probleme dieser Or-
ganisationsform aufmerksam zu machen und, ggf. sogar noch unter Verweis auf das Op-
penheimersche Transformationsgesetz (Im Kern besagt dieses „Gesetz“, dass Produktiv-
genossenschaften im Zeitablauf entweder zerfallen oder sich in kapitalistische Unter-
nehmen umwandeln), von dieser Organisationsform abzuraten (vgl. Oppenheimer 1896: 
45). Weitaus hilfreicher wäre es, statt dessen auf der Grundlage der seit Oppenheimers 
Zeiten deutlich weiter entwickelten Gesellschaftswissenschaften Konzepte für eine er-
folgversprechende Erfüllung dieses Bedürfnisses zu liefern.   26 
Abbildung 5:  Neugründungen von Genossenschaften 
Neugründungen \ Jahr  2000  2001  2002 
Waren- und Dienstleistungsgenossenschaften  43  47  67 
Wohnungsgenossenschaften  1 6 8 
Gesamt  44 53 75 
Quelle:  Stappel/Henningsen, Eckart (2003: 39). 
So erfreulich der Aufschwung bei den Neugründungen auch isoliert betrachtet 
sein mag, so stellt sich doch die Frage, warum die Zahlen derart niedrig liegen 
– und dies trotz einer in jüngster Zeit in die Wege geleiteten Kampagne der 
Genossenschaftsverbände.
26 Ad hoc lassen sich dafür durchaus mehrere Grün-
de finden, wozu unter anderem die vergleichsweise teure Gründungsbetreuung 
und -prüfung durch die Genossenschaftsverbände zählen können. Diesem be-
reits seit geraumer Zeit vorgebrachten Argument (vgl. Stapelfeldt 1990: 75-
80)
27 steht allerdings der Umstand gegenüber, dass – wohl auch aufgrund der 
Gründungsprüfung und -betreuung – die Insolvenzen bei neugegründeten Ge-
nossenschaften relativ gering sind.
28 Dem erhöhten Aufwand für die Gründung 
stünde somit also auch eine erhöhte Überlebenswahrscheinlichkeit gegenüber. 
  Ein zweiter möglicher Grund könnte darin liegen, dass das Interesse an ko-
operativer Wirtschaftstätigkeit in Deutschland nicht sehr stark verbreitet ist. 
Ohne einer einschlägigen empirischen Untersuchung vorgreifen zu wollen, 
spricht gegen diese These jedoch der Umstand, das kooperatives Wirtschaften 
auch in anderen Rechtsformen als der eG möglich ist – und in der Tat auch 
stattfindet. So haben sich mehrere Unternehmen in der Wirtschaftsform einer 
Genossenschaft bewusst gegen die Rechtsform „eingetragene Genossenschaft“ 
entschieden. 
  Dies legt die Vermutung nahe, dass einer der Gründe für die geringe Zahl 
von Neugründungen in den Organisationserfordernissen zu suchen sein könn-
te, die durch das Genossenschaftsgesetz vorgegeben werden. 
                                           
26  Vgl. http://www.neuegenossenschaften.de/, abgerufen am 14. Oktober 2003, und Deut-
scher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e. V. (DGRV) (2000). 
27  Harbrecht verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass die Kosten durchaus in der 
Größenordnung von 3.000 € liegen und die Gründung um ein halbes Jahr verzögern kön-
nen (vgl. Harbrecht 2001: 13 unter Verweis auf Holzner 2001: 101). 
28  So sind allein in 2002 19.770 Unternehmen in der Rechtsform der GmbH sowie weitere 
631 in den Rechtsformen der AG und der KGaA insolvent geworden (vgl. Statistisches 
Bundesamt Deutschland 2003a). Die Zahl der insolventen Genossenschaften wurde 
nicht ausdrücklich angegeben, sondern ist in den 430 sonstigen Unternehmen enthalten. 
Bösche verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass die Genossenschaft die Rechts-
form mit der niedrigsten Insolvenzrate sei (vgl. Bösche/Hennigsen/Stappel 2003: 32).   27
7.  Der gesetzliche Rahmen 
Das deutsche Genossenschaftsgesetz ist bereits seit längerem Gegenstand ei-
ner Reformdiskussion.
29 Dabei entzünden sich die Reformüberlegungen insbe-
sondere an der Eignung der gesetzlichen Vorschriften für Genossenschaften 
unterschiedlicher Größenordnung.  
  Dahinter steht die Vermutung, dass die speziellen Form- und Ordnungsvor-
schriften einer Rechtsform für bestimmte Gesellschaftsgrößen sinnvoll sind, 
während sie bei anderen entweder unzureichend oder überbürokratisiert sind. 
Typische Beispiele in diesem Zusammenhang sind die Kontroll- und Überwa-
chungssysteme eines Unternehmens – auch bekannt unter dem Begriff der 
Corporate Governance.
30  
Skizzieren lässt sich dies am Beispiel der Aufsichtsratstätigkeit in eingetra-
genen Genossenschaften. So führt in kleinen Genossenschaften mit 7 bis ca. 
15 Mitgliedern die Verpflichtung zur Bildung eines Aufsichtsrats mit mindes-
tens drei Mitgliedern laut § 36 Abs. 1 Satz 1 i. d. R. lediglich zu erhöhtem 
Verwaltungsaufwand,
31 weil bei Genossenschaften dieser Größe die Kontrolle 
auch durch die Mitgliederversammlung noch effizient durchgeführt werden 
kann. 
Die Anpassung der im Genossenschaftsgesetz niedergelegten Regelungen 
an die Bedürfnisse größerer Genossenschaften wurde bereits 1994 ausführlich 
von Lenfers thematisiert. Dass dabei zugleich eher die rechtliche Ausweitung 
der Handlungsbedürfnisse des Vorstands als die Kontrollbedürfnisse der Mit-
glieder Eingang fanden, ist naheliegend und wird von Lenfers (1994: 68f) auf 
die Initiative der Fachmanager aus großen Genossenschaften zurückgeführt. 
Eine Analyse aus dem Blickwinkel der Property Rights-Theorie ergab denn 
auch, dass der Vorstand sich zunehmend die formalrechtlich den Genossen-
schaftsmitgliedern zustehenden Rechte angeeignet hat, mit der Konsequenz, 
                                           
29    Vgl. statt vieler Förstner-Reichstein/Weller (2001), Greve/Lämmert/Lucas (2001), 
Theurl/Greve (Hrsg.) (2002) und Jäger (2002). 
30  Eine gleichermaßen humoristische wie zynische Analyse dieser Strukturen findet sich 
bei Hakelmacher (2002). 
31  Nimmt man den Extremfall einer Genossenschaft mit lediglich sieben Mitgliedern (§ 4 
GenG), so hat diese Genossenschaft maximal zwei „einfache“, also nicht in Führungs- 
und Vertretungsorganen eingebundene Mitglieder, denn aus dem Mitgliederkreis müs-
sen mindestens zwei Mitglieder den Vorstand bilden (§ 24 Abs. 2 Satz 1 GenG) und 
mindestens drei weitere den Aufsichtsrat (§ 26 Abs. 1 Satz 1 GenG). Da § 37 Abs. 1 
Satz 1 die Unvereinbarkeit einer gleichzeitigen Wahrnahme eines Vorstands- und eines 
Aufsichtsratsmandats festlegt, können lediglich zwei Mitglieder der Genossenschaft ein-
fache sein, da die anderen fünf ja bereits verpflichtend Mandate übernehmen müssen. 
Alternativ lässt sich natürlich auch sehr leicht ein Fall konstruieren, bei dem alle Mit-
glieder einer solchen Genossenschaft entweder im Vorstand oder im Aufsichtsrat aktiv 
sind und kein einziges „einfaches“ Mitglied vorhanden ist.   28 
dass die bei den Mitgliedern verbliebenen Rechtebündel weiter ausgedünnt 
werden, während der Umfang der beim Vorstand liegenden Rechtebündel 
wächst (Kramer 2002a: 295-307). 
Zugleich deuten allerdings die Schieflagen gerade unter den größeren Ge-
nossenschaften daraufhin,
32 dass die seitens des Gesetzes vorgegebenen Re-
geln zum Aufsichts-, Kontroll- und Überwachungssystem nicht ausreichend 
sind. Insbesondere Fehlverhalten von Vorständen lässt sich nur schwer durch 
die derzeitigen Regeln verhindern – was allerdings auch keine ganz neue Er-
kenntnis ist (vgl. Dülfer/Kramer 1991: 49-56). 
Unter Berücksichtigung der sehr unterschiedlichen Mitgliederzahl von Ge-
nossenschaften (gesetzliches Minimum 7, anzutreffen z. B. bei Rotter & Co. 
EG in Dresden
33; Obergrenze nicht festgelegt, aber wohl über 350.000, z. B. 
bei Sparda-Bank Berlin eG (2003: 1)), erscheint es eher zweifelhaft, ob sich in 
einem Gesetzestext einheitliche Organisationsstrukturen für Genossenschaften 
derart unterschiedlicher Mitgliederzahl und Wirtschaftsvolumen treffen lassen.  
Sinnvoller scheint es vor diesem Hintergrund zu sein, größenabhängige 
Strukturen festzulegen, die jeweils auf die Bedürfnisse von kleinen, mittleren 
und großen Genossenschaften abstellen. Beispielhaft hierfür stehen die Rege-
lungen für die sog. „kleine AG“, die auch vor dem Hintergrund unterschiedli-
cher Größenordnungen von Aktiengesellschaften entwickelt wurde.  
Ansatzpunkte für Regelungen, die einerseits kleinen Genossenschaften entge-
genkommen würden und andererseits zu einer verstärkten Gründung von Ge-
nossenschaften führen könnten, sind z. B: 
1.  Reduzierung der Mindestzahl von Mitgliedern auf drei (§ 4 GenG), 
2.  Verkleinerung des Aufsichtsrats auf eine Personen bis zu einer be-
stimmten Mitgliederzahl (z. B. 15 Mitglieder), 
34 
3.  Schnellere und ggf. vereinfachte Gründungsprüfung sowie günstige 
jährliche Pflichtprüfungen.
35 
                                           
32  Dafür stehen Schieflagen in genossenschaftlichen Banken wie der Berliner Volksbank 
(vgl. o. A. 2003) ebenso wie in anderen Genossenschaftsbereichen, z. B. bei der Kon-
sumgenossenschaft Berlin (vgl. Uhlmann 2003: 22-25). 
33    Vgl. http://www.neuegenossenschaften.de/gruendungen/index.php4, abgerufen am 14. 
Oktober 2003. 
34  Zugegebenermaßen beseitigt dies nicht den organisatorischen Aufwand eines Aufsichts-
rats. Der Verfasser hat jedoch aufgrund der risikoreduzierenden Wirkung von Aufsichts-
räten Vorbehalte gegen eine vollständige Abschaffung und sieht diesen Vorschlag als 
sinnvollen Mittelweg zwischen dem Wunsch nach geringem Organisationsaufwand und 
dem Wunsch nach angemessener Überwachung des Vorstands für einen gangbaren 
Kompromiss an. 
35    Aufgrund eigener Erfahrungen als ehemaliges Aufsichtsratsmitglied einer Genossen-
schaft ist dem Verfasser bekannt, dass zwischen den einzelnen Prüfungsverbänden die 
Prüfungsgebühren für Kleingenossenschaften teilweise erheblich differieren.   29
Anmerkungen zu diesen, ähnlichen und weiteren Regelungen für Kleingenos-
senschaften finden sich bei Harbrecht (2001: 23-30).  
Parallel hierzu erscheint es allerdings auch erforderlich, zur Stärkung des 
genossenschaftlichen Charakters ebenso wie zur Vermeidung von Schieflagen 
auch Änderungen bei Großgenossenschaften zu veranlassen. Untersucht man 
deren Strukturen z. B. mit Hilfe der Property Rights-Theorie (Theorie der 
Handlungsrechte) (vgl. ausführlich Kramer 2003a), so stellt sich heraus, dass 
die aktuelle tatsächliche Verteilung der Handlungsrechte keineswegs zwangs-
läufig mit jener Verteilung übereinstimmt, wie sie in Gesetz und Satzung nie-
dergelegt ist. Um diese „gelebte“ Verteilung der Rechte zu beurteilen, werden 
vier Bereiche von Rechtebündeln (Nutzung, Einbehaltung der Erträge, Verän-
derung von Form und Substanz sowie einvernehmliche Überlassung der Res-
source an Dritte) einer genaueren Betrachtung unterzogen. 
Dabei wird deutlich, dass die Rechte bezüglich der Nutzung einer Ressour-
ce im Wesentlichen dem Vorstand zustehen. Die Rechte hinsichtlich der Ein-
behaltung der Erträge steht – zumindest formal – der Mitglieder- oder der Ver-
treterversammlung zu. Die Rechte hinsichtlich der Veränderung von Form und 
Substanz der Ressource „Genossenschaft“ sind auf unterschiedliche Organe 
verteilt. Gemäß dem deutschen Genossenschaftsgesetz muss die Genossen-
schaft Förderleistungen für ihre Mitglieder erbringen. In dieser Hinsicht darf 
weder Mitgliederversammlung noch Aufsichtsrat oder Vorstand die Substanz 
der Genossenschaft verändern. Falls eine derartig weitgehende Veränderung 
der Substanz beabsichtigt ist, muss die Genossenschaft in eine andere Unter-
nehmens- und Rechtsform umgewandelt werden. Die Rechte hinsichtlich der 
Überlassung der Genossenschaft an Dritte stehen ausschließlich der Mitglie-
der- bzw. Vertreterversammlung zu, da eine solche Entscheidung von größter 
Bedeutung für die zukünftige Entwicklung der Genossenschaft ist. Die Art 
und Weise, wie die Rechte verteilt sind, hat tendenziell Auswirkungen auf die 
vier wesensbestimmenden Merkmale einer eingetragenen Genossenschaft: 
Den Förderungsauftrag, das Identitätsprinzip, das Demokratieprinzip und das 
Solidaritätsprinzip (Flieger 1996: 20ff; Kramer 1999). 
Gerade bei Großgenossenschaften erscheint eine Stärkung der Mitglieder-
rechte erforderlich, wie die verpflichtende Einführung von Förderplan und 
Förderbericht als Instrumenten eines von den Mitgliedern einfach handhabba-
ren Controllinginstruments. Konzeptionell sieht die von Boettcher (1980: 82ff, 
99ff) vorgeschlagene Vorgehensweise so aus, dass zu Beginn des Geschäfts-
jahres der Vorstand der Genossenschaft einen Plan vorlegen muss, wie er im 
Laufe des Geschäftsjahres die Genossenschaftsmitglieder fördern will (För-
derplan). Am Ende des Geschäftsjahres bzw. auf der Mitgliederversammlung 
muss er Rechenschaft darüber ablegen, in welchem Maße und auf welchen 
Gebieten er die beabsichtigte Förderung der Mitglieder auch erreichen konnte 
(Förderbericht). Anknüpfungskriterium könnte eine Mitgliederzahl von 1.500   30 
oder die Existenz einer Vertreterversammlung sein, da letztere in erheblichem 
Maße die Rechte von einfachen Mitgliedern beschneidet (Kramer 2002a: 297-
299). 
Förderplan und Förderbericht schränken nicht nur die dem Vorstand zuge-
wiesenen bzw. von ihm akquirierten Handlungsrechtebündel ein und verlagern 
diese zu den Mitgliedern der anderen genossenschaftlichen Organe, sondern 
führen parallel zu einer massiven Senkung der Transaktionskosten für die Ü-
berwachung: Sind derzeit die überwachenden Mitglieder darauf angewiesen, 
zunächst einmal für sich selbst zu definieren, wie sie gefördert werden wollen, 
um für diese Sichtweise dann auf der Mitgliederversammlung eine Mehrheit 
zu finden, würde die Implementierung des Förderplans zu einer Umkehr der 
Kostenlast führen: Der Vorstand müsste den Plan erstellen, die Mitglieder 
bräuchten lediglich über seine Annahme bzw. ggf. eine Veränderung entschei-
den. 
Einhergehend damit würde auch die Ausübung der Überwachung erleich-
tert, weil den Mitgliedern nur noch Kosten für den Vergleich der laut Vorstand 
erbrachten Förderleistungen einerseits mit dem ebenfalls vom Vorstand zuvor 
vorgelegten Plan und andererseits mit ihrem eigenen Förderempfinden – der 
eigenen Beurteilung, ob man sich durch die erfahrenen Leistungen auch ge-
fördert fühlt – vergleichen müssten. Die materiellen Kosten für die Aufstel-
lung von Förderplan und Förderbericht sind vernachlässigenswert, die derzeit 
bei den Mitgliedern – insbesondere jenen außerhalb des Aufsichtsrats – anfal-
lenden Transaktionskosten sind hingegen immens (ausführlich in Kramer 
2002a). 
  Die sich anschließenden Frage, ob die Umsetzung derartiger Vorschläge im 
Rahmen des bestehenden Genossenschaftsgesetzes erfolgen sollte oder ob die 
Rechtsform der eG großen Genossenschaften vorbehalten bleibt und eine neue 
Rechtsform für Kleingenossenschaften daneben tritt, erscheint dem Verfasser 
derzeit eher sekundär. Hier sei auf die einschlägige Literatur verwiesen, insbe-
sondere auf Bialek (1995: 145-200) und Harbrecht (2001: 29-30). 
8. Ausblick 
Wagt man an dieser Stelle einen Ausblick auf die Zukunft der Genossenschaf-
ten, so kann man vorsichtig optimistisch sein. Zwar nimmt die Zahl der Ge-
nossenschaften ab, ohne dass sich dadurch bisher die Zahl der Mitglieder deut-
lich reduziert hätte. Die – auch durch Fusionen – gestiegene Größe vieler Ge-
nossenschaften erfordert allerdings neue innerorganisatorische Strukturen, die 
begleitet sein sollten von Änderungen des Rechtsrahmens. 
  Die Gefahr des „Aussterbens einer Rechtsform“ ist inzwischen von den 
Verbänden erkannt worden. Zwar stehen sie nach wie vor bestimmten Genos-  31
senschaftsformen wie den „Sozialgenossenschaften“
36 oder gemeinnützigen 
Genossenschaften mit Vorbehalten gegenüber, aber zumindest wurde zwi-
schenzeitlich der Bedarf an „Genossenschaftsnachwuchs“ erkannt und ent-
sprechende Fördermaßnahmen in die Wege geleitet. Auch hier zeichnet sich 
allerdings die Notwendigkeit zu begleitenden Veränderungen im Rechtsrah-
men ab. 
  Zur Sorge berechtigt allerdings der Umstand, dass die Genossenschaften 
anscheinend deutlich eher in der Lage sind, auf – im engeren Sinne – be-
triebswirtschaftliche Herausforderungen, die sich aus Marktveränderungen 
herleiten, zu reagieren, als auf solche, die aus einem Spannungsverhältnis zwi-
schen Genossenschaftsphilosophie und Genossenschaftspraxis resultieren. 
Dies hat zwar einerseits dazu geführt, dass Produktivgenossenschaften trotz 
pessimistischer Prognosen am Markt überlebt haben, andererseits zeichnen 
sich gerade bei den von Dülfer (1995: 91ff) als Marktbeziehungskooperativ 
bezeichneten Genossenschaftsarten
37 Tendenzen zur Vernachlässigung von 
Mitgliedern und Kapitaleignern ab. Dieses Verhalten dürfte bei den Konsum-
genossenschaften zumindest mit verantwortlich gewesen sein für das weitge-
hende Scheitern dieser Genossenschaftsform in (West-)Deutschland und Ös-
terreich (vgl. Blaich 1995; Brazda/Todev/Schediwy 1996).  
  Gerade bei großen Genossenschaften macht sich in zu vielen Fällen eine 
Vernachlässigung der Mitglieder – auch in ihrer Eigenschaft als Eigenkapital-
geber – bemerkbar. Aus klassisch-betriebswirtschaftlicher Sicht haben Genos-
senschaftsmitglieder eine doppelte Aufgabe: Die Bereitstellung von Eigenka-
pital und die Ermöglichung von Wachstumschancen im Wettbewerb. Dabei 
scheint in Vergessenheit geraten zu sein, dass Genossenschaftsmitglieder im 
Gegensatz zu Aktionären ihr Eigenkapital mitnehmen können, wenn sie sich 
schlecht behandelt fühlen. Über kurz oder lang stellt sich daher die Frage, 
welches Interesse die Mitglieder eigentlich an der Genossenschaft haben. Da-
hinter verbirgt sich in etwas anderem Gewand die alte Frage nach dem Förde-
rungsauftrag: Aus welchem Grund sind die Mitglieder-Kunden in der Genos-
senschaft und was erwarten sie von ihr an (Förder)Leistungen?  
Als Mahnung für alle Genossenschaften gilt in diesem Zusammenhang: 
Werden die Mitglieder sowohl hinsichtlich ihrer Kundenerwartungen als auch 
hinsichtlich ihrer Eigenkapitalgeber- oder Fördererwartungen „nicht da abge-
holt, wo sie stehen“, besteht die Gefahr, dass Mitglieder, die sich vernachläs-
sigt fühlen, nun ihrerseits beschließen, die Genossenschaft zu vernachlässigen! 
 
                                           
36  Vgl. hierzu u. a. Münkner, Hans-H. u. a. (2000), Münkner (2002) und Bundesverein zur 
Förderung des Genossenschaftsgedankens/Paritätische Bundesakademie/Flieger (Hrsg.) 
(2003). 
37  Hierzu zählen neben Kreditgenossenschaften insbesondere die Konsum- und die Woh-
nungsgenossenschaften.   32 
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